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fir den Sozial-, Schul- und Kultur-
ausschuss
-offentlich-

Eingliederungshilfe fiir behinderte Menschen (Strukturelle Themen)
Mitteilungsvorlage

Beschlussvorschlag:

Kein Beschluss vorgesehen.

Aufwand/Finanzielle Auswirkungen:

Sachdarstellung/Begriindung:
. Kurzfassung

Im vorliegenden Bericht wird ein Uberblick tiber die aktuellen Entwicklungen in der Eingliede-
rungshilfe insgesamtund in den Einrichtungen des Landkreises Reutlingen gegeben. Die
Projekte und MalRnahmen des Jahres 2016 werden dargestellt sowie ein Ausblick auf die
Planungen 2017 gegeben. Der letzte Bericht in dieser Form erfolgte mit KT-Drucksache

Nr. [X-0227 in der Sitzung des Sozial-, Schul- und Kulturausschusses am 07.03.2016.

Il. Ausfuhrliche Sachdarstellung
1. Entwicklung der einzelnen Einrichtungen
1.1 BruderhausDiakonie
1.1.1  Werkstattenin Bad Urach - Minsinger Strale

Uber die beabsichtigte Modernisierung der Werkstéatten in der Miinsinger
Stralde in Bad Urach wurde bereits im letzten Jahr berichtet. Im Fruhjahr
2016 wurde eine Einigung Uber den Bedarf an 60 Werkstattplatzen und
18 Platzen im Forder- und Betreuungsbereich erzielt. Die Platzzahl ent-
spricht dem bisherigen Bestand.

Eine Umsetzung ist bisher noch nicht erfolgt. Die BruderhausDiakonie
Uberlegt derzeit, das Vorhaben ohne eine Forderung des Landes bzw.
aus Mitteln der Ausgleichsabgabe umzusetzen.

1.1.2  Behindertenhilfe Neckar-Alb, Standort Reutlingen

Das Friedrich-Naumann-Haus in der Gustav-Werner-Stral3e soll kunftig
fur die verschiedenen Angebote des Gemeindepsychiatrischen Zentrums,
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das bisher im ,Krankenhausle® auf dem Stadthallengelande untergebracht
war, genutzt werden.

Die Bewohnerinnen und Bewohner des Friedrich-Naumann-Hauses wur-
den vorubergehend im Gebaude des friheren ,Mutter-Werner-Heimes* im
Ringelbach untergebracht. Mittelfristig sollen die Bewohnerinnen und Be-
wohner wieder in die Innenstadt zurtickkehren. Dafir ist ein Neubau in
der Gustav-Werner-Strale 9 geplant. Vorgesehen sind dafur attraktive
Appartements, die auch von Menschen ohne Behinderung genutzt wer-
den konnten. Mit dem Abriss eines Bestandsgebaudes soll noch im Frih-
jahr 2017 begonnen werden, bei einer 2-jahrigen Bauphase ist mit der In-
betriebnahme ca.im Sommer 2019 zu rechnen. Das Gebaude soll eben-
falls ohne eine Forderung des Landes erstellt werden.

Dienststelle Buttenhausen
Die Umstrukturierung der Angebote geht weiterhin zUgig voran.

Aus dem Haus Léwenthal in der Zwiefalter Stral3e 14 werden 8 stationare
Platze in das ,Alte Rathaus® in Munsingen-Auingen verlegt. Im Dachge-
schoss des Gebaudes sind zusatzlich ein Trainingswohnplatz - fur den
Ubergang vom stationéren in den ambulanten Bereich - sowie 2 Wohnun-
gen fur eine ambulante Betreuung vorgesehen. Das Gebaude soll im April
2017 eroffnet werden.

Das neue Wohnangebot in Bad Urach, Neuffener Stral3e 12, wurde An-
fang Juni 2016 eingeweiht. Mit seinen 8 Wohnplatzen in barrierefreien
Einzelappartements ist es Teil des neuen Unterstitzungszentrums Bad
Urach, zusammen mit den Wohngruppen am Hochberg und in der
Minsinger Stral3e. Zusatzliche ambulante und tagesstrukturierende An-
gebote ermdglichen eine aufeinander abgestimmte Leistung aus einer
Hand. Die Hilfen werden aus einem Team heraus erbracht, das Unterstit-
zungszentrum verbindet sie unter einem Dach.

Das Wohnangebot ,Haus im Wiesengrund® ist im Marz 2016 als Projekt
gestartet. Die Betreuung der Bewohnerinnen und Bewohner konnte naht-
los weitergefuhrt werden. Fur 3 der bisher stationar betreuten Menschen
gibt es seither ambulant betreutes Einzelwohnen im eigenen Apparte-
ment. 4 weitere Personen erhalten weiterhin stationare Leistungen mit
dem Potenzial zur weiteren Verselbststandigung. Die entsprechende Leis-
tungsvereinbarung mit der BruderhausDiakonie wurde in Form einer Mo-
dellvereinbarung abgeschlossen. Damit wurde erstmals im Landkreis
Reutlingen die gréRere Flexibilitdt des neuen Wohn-, Teilhabe- und Pfle-
gegesetzes (WTPG) zwischen ambulanten und stationaren Leistungen
konkret umgesetzt. Im Herbst 2017 soll eine erste Auswertung stattfinden.

Ein weiteres Projekt im Rahmen der Dezentralisierung der Dienststelle
Buttenhausen ist das kunftige Unterstutzungszentrum in Engstingen. Hier
entstehen 16 Einzelappartements fur Menschen mit geistiger oder mit
seelischer Behinderung. Jeweils 6 Appartements sind fir das stationare
und 2 flr das ambulant betreute Wohnen vorgesehen. Die Appartements
wurden von vorneherein so gestaltet, dass je nach Entwicklung und Ver-
selbststandigung alternativ auch mehr Platze im ambulant betreuten
Wohnen maoglich sind.
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Im Unterstitzungszentrum ist auch ein ,innovativer und inklusiver Begeg-
nungsort* mit tagesstrukturierenden Hilfen geplant. Dieser Bereich wird
mit Mitteln des Kommunalverbandes fur Jugend und Soziales und aus
dem Staatshaushaltsplan des Landes gefordert. Es ist eines der ersten
Projekte Uberhaupt, das einen Forderzuschlag im neu gebildeten Bereich
»innovative und inklusive Projekte” erhalten hat. Das Konzept legt einen
besonderen Wert auf die Begegnung mit der 6rtlichen (Kirchen-)Ge-
meinde, den Vereinen, der Volkshochschule und mit ehrenamtlich Enga-
gierten. Hierfur sind auch besondere Raumlichkeiten vorgesehen, die an
die Engstinger Burgerschaft fur private Veranstaltungen und Feiern ver-
mietet und fur gemeinsame Veranstaltungen von behinderten und nicht
behinderten Blrgern genutzt werden sollen. Die Grundsteinlegung war im
September 2016, mittlerweile ist der Rohbau weit fortgeschritten.

Fir das neue Werkstattgebaude am Standort Buttenhausen war im Juli
2016 die Grundsteinlegung. In dem Neubau sollen 40 Arbeitsplatze als
Ersatz fur ein bisher angemietetes Gebaude und damit gleichzeitig eine
Anpassung an die heutigen Anforderungen geschaffen werden. 10 Platze
entstehen im Forder- und Betreuungsbereich und 14 Platze in der Tages-
forderung.

Zusammenarbeit der Sozialpsychiatrischen Hilfen mit dem Zentrum fir
Psychiatrie Zwiefalten

Seit dem Jahr 2000 besteht eine intensive Zusammenarbeit der beiden
Trager im Sektor Reutlingen. In 2005 startete die gemeinsame Klinik
,PP.rt“in Reutlingen mit 70 stationaren Betten. Inzwischen gibt es unter
dem Dach der ,,PP.rt* in unmittelbarer Nahe auf dem Gelande des Kilini-
kums am Steinenberg 125 stationare und 60 tagesklinische Platze. Seit
Mitte des Jahres 2015 sind die beiden Gesellschafter in intensiven Ge-
sprachen Uber die Weiterentwicklung und den Ausbau der Kooperation im
Sektor Reutlingen und Umland. Seit 01.01.2017 gibt es eine neue Ge-
schaftsfihrung. Herr Kluza (BruderhausDiakonie) und Herr Prof. Dr. Lang-
le (ZfP Zwiefalten) fuhren die Geschafte gemeinsam. Der kaufmannische
Geschaftsfuhrer bleibt noch bis zum Eintritt in seinen Ruhestand am
31.12.2018. Die Zusammenfuhrung der klinischen Angebote wird im Lau-
fe des Jahres 2017 vorbereitet und zum 01.01.2018 einschlie3lich des
Personalibergangs umgesetzt. Dann werden samtliche klinischen Ange-
bote im Sektor Reutlingen in die PP.rt integriert sein. Das Zentrum fiir
Psychiatrie wird seine bisher noch eigenstandigen Angebote eingebracht
haben.

Ein ,Produkt” dieser intensivierten Zusammenarbeit entsteht derzeit mit
dem neuen Tagesklinik- und Ambulanzzentrum an der Echaz ,EchTaz"
zwischen Lindachstraf3e und der B 313. Das Gebaude wird rund 100 Ta-
gesklinikplatze und Ambulanzen in verschiedenen Bereichen (Alterspsy-
chiatrie, Abhangigkeitserkrankungen, depressiv Erkrankte, psychosoma-
tisch Erkrankte, Menschen mit Migrationshintergrund) aufnehmen. Er-
ganzt wird das Angebot durch eine Tagesklinik und eine psychiatrische
Institutsambulanz der Kinder- und Jugendpsychiatrie der Universitatsklinik
Tlbingen.

Der Bedarf fur ein tagesklinisches Angebot der Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie in Reutlingen besteht seit Langerem. Bisher findet die Behand-

lung ausschlief3lich in Tubingen statt. Mit der Bewilligung von 12 Platzen
hat der Landeskrankenhausausschuss dem Bedarf Anfang 2014 Rech-
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nung getragen. Die Kinder und Jugendlichen erhalten in der Tagesklinik
ein umfassendes Behandlungsangebot und kdnnen gleichzeitig im famili-
aren Umfeld bleiben.

Auch im Bereich der auf3erklinischen Versorgung wird die Kooperation
weiterentwickelt. Unter der gleichen Geschaftsflihrung soll mit dem Na-
men GP.rt eine zweite Gesellschaft gegrindet werden. In ihr werden
samtliche Angebote der Sozialpsychiatrischen Hilfen Reutlingen und das
ambulant betreute Wohnen des Zentrums fur Psychiatrie in Reutlingen
zusammengefuhrt.

Die sozialpsychiatrischen Hilfen der BruderhausDiakonie im Zollernalb-
kreis und die Angebote der Dienststelle Buttenhausen bleiben davon un-
berGhrt. Ebenso bleiben die Angebote im Bereich Arbeit und Beschafti-
gung der BruderhausDiakonie bis auf Weiteres eigenstandig.

Samariterstift Grafeneck

Der bisher in Grafeneck vorgehaltene Forder- und Betreuungsbereich wird kiinftig
in einem Neubau direkt an der Werkstatt an der Schanz in Miinsingen unterge-
bracht. Die Bauarbeiten gehen zugig voran, die Samariterstiftung rechnet mit der
Einweihung bereits im Juli 2017.

Uber das ,Wohnprojekt Brombeerweg“in der Minsinger Parksiedlung wurde be-
reits berichtet. Seit Anfang 2015 sind beide Gebaudeteile bezogen. Damit konnten
im stationaren Wohnen 16 Platze vom Gelande in Grafeneck nach Minsingen ver-
lagert werden. Weitere 8 Platze werden nach dem Beispiel des Projektes ,ProSe-
le” in den nachsten 3 Jahren aus der stationaren in eine ambulante Betreuungs-
form Ubergeleitet.

Im historischen Schlossgebaude in Grafeneck gibt es nun keine Wohnplatze der
Eingliederungshilfe mehr. Der Umzug in die anderen Wohnhauser am Standort
wurde im Juni 2016 vollzogen, nachdem die dortigen Bewohner in den Brombeer-
weg in Minsingen umgezogen sind. Die zukunftige Nutzung des Schlossgebaudes
in Grafeneck ist noch offen. Im Rahmen einer ,Zukunftswerkstatt* am 17.09.2016
wurden verschiedene lIdeen gesammelt. Konkrete Ergebnisse liegen noch nicht
VOr.

LWV.Eingliederungshilfe - Rappertshofen

Der Landeswohlfahrtsverband in Abwicklung ist weiterhin alleiniger Gesellschafter
der LWV.Eingliederungshilfe gGmbH. Der Abwicklungszeitraum endet am
31.12.2017. Die Verbandsversammlung des Kommunalverbandes fur Jugend und
Soziales Baden-W irttemberg (KVJS) hat in ihrer Sitzung am 09.12.2014 einstim-
mig beschlossen, den Landeswohlfahrtsverband in Abwicklung als Sonderverm6-
gen in den KVJS einzugliedern.

Inzwischen liegt die mundliche Zusicherung des Sozialministeriums vor, das hier-
fur notwendige Gesetz auf den Weg zu bringen. Derzeit wird die notwendige Ande-
rung der Verbands- und Betriebssatzung erarbeitet und soll in der nachsten Ver-
bandsausschusssitzung des Kommunalverbandes fir Jugend und Soziales im Juni
beschlossen werden.

Am Standort Reutlingen - Rappertshofen wurde am 8. November 2016 der ,Kul-
turpark Reutlingen Nord“ erdffnet. Entstanden ist eine inklusive Begegnungsmaog-
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lichkeit fr Menschen mit und ohne Behinderungen. Das Gelande rund um die
ehemalige Gartnerei bietet den geeigneten Raum und viele Mdglichkeiten:

- Ein Café mit attraktivem Gastraum und einem sonnigen Auf3enbereich. Barrie-
refreie Raumlichkeiten, die auch fur Familienfeste und Vereinsaktivitaten an-
gemietet werden koénnen.

- Eininklusives Atelier mit Gber 100 m2, nicht nur fUr die Kunsttherapie, sondern
auch fir gemeinsames kunstlerisches Gestalten von Bewohnern und Bewoh-
nerinnen aus Rappertshofen und den Gasten des Kulturparks.

- Eine Tierhaltung als Anziehungspunkt fir Kindergarten, Schulklassen oder
Familien. Die tagliche Versorgung der Tiere und der Stallungen, aber auch
das Heranfuhren der Gaste an die Tiere ist dabei ein Teil der taglichen Be-
schaftigung der Bewohnerinnen und Bewohner aus Rappertshofen.

- Eskdénnen Saisongarten gepachtet werden, auf denen gegebenenfalls mit An-
leitung eigenes Biogemuse angebaut werden kann.

- Fur die Tagesstruktur von 18 Menschen im Forder- und Betreuungsbereich
gibt es neue Gruppenraume, ein Therapieraum und vielfaltige Beschafti-
gungsmaoglichkeiten.

Wohnprojekt am Reutlinger Gartentor

Das Wohnprojekt am Reutlinger Gartentor wurde zum 31.12.2016 beendet. Die
12 Platze far Menschen mit einer Korperbehinderung und zuséatzlichem Pflegebe-
darf sind damit erfolgreich in die Regelleistung des ambulant betreuten Wohnens
Uubergegangen.

Wesentliche Zugewinne in der Teilhabe im Leben in der Gemeinschaft sind bei al-
len Bewohnerinnen und Bewohnern deutlich festzustellen. Eine Rickkehr in das
stationare Wohnen ist weder erwtinscht noch erforderlich. Eine wesentliche Er-
kenntnis aus dem Projekt ist, dass ein selbststandiges, gemeindeintegriertes
Wohnen von Menschen mit schwereren korperlichen Behinderungen und zuséatzli-
chem Pflegebedarf sehr wohl méglich ist. Die Leistungen zur Teilhabe am Leben
in der Gemeinschaft kdnnen in ambulanter Form sichergestellt werden.

Trotz des in jedem Einzelfall gestiegenen Potenzials der Selbststandigkeit ist pa-
rallel ein gleichbleibender Pflegebedarf vorhanden. Dieser kann mit den Leistun-
gen aus der Pflegeversicherung allein nicht abgedeckt werden. Bei fast allen Teil-
nehmern muss ein Ubersteigender Pflegebedarf Uber Leistungen der Hilfe zur
Pflege nach dem SGB Xl gedeckt werden. In dem Wohnangebot werden aktuell
11 Menschen mit Behinderung ambulant betreut. Kostentrager sind das Kreissozi-
alamt Reutlingen (5 Personen), das Sozialamt der Stadt Reutlingen (5 Personen)
und das Kreissozialamt Boblingen (1 Person).

Der Kostenaufwand im Einzelfall ist abhangig von der individuellen Einkommens-
und Vermdgenssituation, der Hilfebedarfsgruppe und dem Pflegegrad des Behin-
derten. Die durchschnittlichen Mehrkosten liegen, bereinigt um die Bundesleistun-
gen flr die Grundsicherung SGB XII, im Durchschnitt pro Fall und Monat bei
313,55 EUR (= rund 3.762,00 EUR je Fall und Jahr).
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Weiterentwicklung der grofRen Einrichtungen auf Landesebene

Der sogenannte ,,Glltstein-Prozess® und das daraus entstandene Impulspapier ,Inklusi-
on der Landesarbeitsgemeinschaft der 6ffentlichen und freien Wohlfahrtspflege
(LAGOFW)* haben der Konversion von Komplexeinrichtungen in der Behindertenhilfe in
Baden-Wirttemberg einen neuen Anschub gegeben. Vom Sozialministerium initiiert sind
unter anderem ,Regionale Entwicklungskonferenzen Dezentralisierung (RED)“ geplant.
Sie sollen vor Ort einen Kommunikations- und Entwicklungsprozess starten, an dem alle
Einrichtungstrager, betroffene Gemeinden, hauptbelegende Stadt- und Landkreise, Be-
troffene, Angehorige und kommunale Behindertenbeauftragte beteiligt sind. Da die Pla-
nungsverantwortung der Angebote in der Behindertenhilfe Aufgabe der Stadt- und Land-
kreise als Trager der Eingliederungshilfe ist, hat die LAGOFW eine vorgeschaltete Situa-
tionsanalyse in Tragerschaft des KVJS gefordert. Diese Situationsanalyse soll die not-
wendige Daten- und Planungsgrundlage fur die Weiterentwicklung der Angebote vor Ort
liefern.

Ziel des sogenannten ,Gliltstein-Prozesses*” ist, die Konversion von gro3en Komplexein-
richtungen in der Behindertenhilfe in Baden-W Urttemberg in einem abgestimmten Ver-
fahren voranzubringen. Wie bereits im Jahr 2016 berichtet, wird diesem Prozess eine
sogenannte ,Situationsanalyse” vorgeschaltet, welche die notwendigen Daten- und Pla-
nungsgrundlagen fur die Weiterentwicklung der Angebote vor Ort darstellt. Aus den Er-
gebnissen der Situationsanalyse lassen sich auch die finanziellen Folgen einer weiteren
Dezentralisierung und der Umfang einer notwendigen Investitionskostenférderung durch
das Land ableiten.

Die Datenerhebung ist abgeschlossen. Bemerkenswert dabei ist, dass 98,9 % aller Ein-
richtungen in Baden-W Urttemberg umfassend Auskunft Gber den Umfang ihres Ange-
bots und die Herkunft ihrer Klienten gegeben haben. Im Landkreis Reutlingen haben
sich alle Einrichtungen beteiligt. Derzeit werden die Ergebnisse in sogenannten ,Regio-
nalforen“ mit den Stadt- und Landkreisen plausibilisiert. Im Rahmen eines Fachtags am
10. April 2017 sollen sie erstmals umfassend vorgestellt werden. Auf dieser Grundlage
kann das Land Uber die konkrete Ausgestaltung der REDs entscheiden. Gleichzeitig ha-
ben die Stadt- und Landkreise eine fundierte Datengrundlage fir die Planung vor Ort.

Inklusion an Regelschulen

3.1 Rechtsgrundlagen

Die Anderung des Schulgesetzes fiir Baden-W irttemberg und anderer Vorschrif-
ten ist zum 01.08.2015 in Kraft getreten. Im Frahjahr 2016 erfolgte die entspre-
chende Anderung des Privatschulgesetzes. Damit kdnnen Lehrkréafte von sonder-
padagogischen Bildungs- und Beratungszentren (SBBZ - friher Sonderschulen) in
privater Tragerschaft Schulerinnen und Schuler an allgemeinen staatlichen Schu-
len begleiten. Allerdings konnten hierzu noch nicht mit allen Tragern der SBBZ in
privater Tragerschaft abschliefiende Absprachen getroffen werden. Insofern wurde
in Einzelfallen die sogenannte ,kooperative Organisationsform®“gewahlt. Hierbei
bleiben die Schilerinnen und Schuler formell im SBBZ, besuchen aber den Lernort
allgemeine Schule.

Die Verordnung des Kultusministeriums Uber die Feststellung und Erflllung des
Anspruchs auf ein sonderpadagogisches Bildungsangebot trat zum 08.03.2016 in
Kraft. Neben allgemeinen Bestimmungen werden hier Aussagen zur Feststellung
und Erfillung des Anspruchs auf ein sonderpadagogisches Bildungsangebot sowie
zum Ubergang in eine berufliche Schule oder in eine Berufsausbildung in inklusi-
ven Bildungsangeboten getroffen.
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Am 14.03.2016 wurde die Verwaltungsvorschrift des Kultusministeriums tber die
Gewahrung eines Aufwendungsersatzes fur Umbauten infolge inklusiver Bildungs-
angebote an Schulen kommunaler Schultrager erlassen. Darin wurde geklart, dass
vom Land Baden-W drttemberg Kosten fir Umbauten Gbernommen werden kdn-
nen, wenn diese infolge einer Entscheidung des Staatlichen Schulamtes notwen-
dig werden.

Bericht des Staatlichen Schulamtes Tubingen

Noch vor dem neuen Schulgesetz waren die Staatlichen Schuldamter in Baden-

W irttemberg aufgefordert, gemeinsame Beschulungsangebote fur behinderte und
nicht behinderte Kinder aufzubauen. Systematisch begonnen wurde damit seit Be-
ginn des Schuljahres 2010/2011.

Im Schulamtsbezirk TUbingen sind mittlerweile (Statistik Herbst 2016) insgesamt
477 Schilerinnen und Schuler mit Ansprichen auf sonderpadagogische Bildungs-
angebote in allgemeinen Schulen ,inklusiv* beschult. Im Vergleich zum Schuljahr
2015/2016 sind dies 112 Schulerinnen und Schiler mehr.

Im Landkreis Reutlingen sind es 285 Kinder, 61 mehr als im Schuljahr 2015/2016.
Die Beschulung von 179 Schulerinnen und Schilern erfolgt im Rahmen von ko-
operativen Organisationsformen zwischen SBBZ und Regelschule. 57 Kinder er-
halten an den allgemeinbildenden Schulen sonderpadagogische Beratungs- und
Unterstitzungsangebote.

Den Winschen der Erziehungsberechtigten hinsichtlich des Lernortes konnte in
jedem Fall entsprochen werden.

Das Staatliche Schulamt TUbingen hat aufgrund der veranderten Herausforderun-
gen die Strukturen und Ablaufe weiter umgestaltet. In den Gutachten der Sonder-
padagogen wird der Férderbedarf des einzelnen Kindes dargestellt. Es werden
keine Aussagen mehr zum Lernort getroffen. Wenn die Erziehungsberechtigten ei-
ne Beschulung an der allgemeinen Schule wiinschen, findet eine Beratung durch
regionale Ansprechpartner des Staatlichen Schulamtes statt. Hierzu hat die Schul-
verwaltung mittlerweile Unterstitzung durch 2 abgeordnete Lehrkrafte erhalten.

Wenn sich die Erziehungsberechtigten fur eine allgemeine Schule entscheiden,
findet eine sogenannte Bildungswegekonferenz statt, bei der einvernehmend mit
den berlhrten Stellen und dem Erziehungsberechtigten hergestellt werden soll.
Die Bildungswegekonferenz erfolgt auf der Grundlage einer raumschaftsbezoge-
nen Schulangebotsplanung, die vom Staatlichen Schulamtim Vorlauf durchgefuhrt
wurde.

Die Kultusverwaltung des Landes hat im Staatshaushalt fir den Sonderschulbe-
reich im Schuljahr 2015/2016 Mittel fir 200 zusatzliche Stellen eingestellt. Der
sonderpadagogische Forderbedarf an allgemeinen Schulen wird aber weiterhin vor
allem durch die vorhandenen Lehrkrafte der SBBZ abgedeckt. Im Rahmen von
gruppenbezogenen Angeboten sollen die Lehrkrafte aus den SBBZ den Anspruch
auf sonderpadagogische Bildungsangebote gemeinsam mit den Lehrkraften der
allgemeinen Schulen umsetzen. Im Landkreis Reutlingen konnten fir die Schuljah-
re 2015/2016 und 2016/2017 bisher 4 Sonderpadagogen/-innen an allgemeinen
Schulen angestellt werden. Diese Sonderpadagogen werden vom Staatlichen
Schulamtintensiv in ihrer Aufgabe begleitet. Insgesamt ist die Zahl der ausgebilde-
ten Sonderpadagoginnen und Sonderpadagogen zu gering, um den zusatzlichen
Bedarf abzudecken.
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Die Lehrkrafte an den allgemeinen Schulen und die Sonderpadagogen werden im
Rahmen von Arbeitskreisen, die 4-mal jahrlich in der Priméar- und Sekundar-Stufe
stattfinden, begleitet. Zum Schuljahr 2016/2017 hat die Weiterentwicklung zu regi-
onalen Qualitatszirkeln stattgefunden. Hier werden Allgemein- und Sonderpada-
gogen gemeinsam fortgebildet. Dies erfolgt im Rahmen des landesweiten Kon-
zepts zur Fortbildung im Bereich der inklusiven Bildung. Hierzu gab es im Novem-
ber 2016 einen Fachtag, mit dem mehr als 100 Lehrkrafte erreicht werden konn-
ten. Diese Fortbildungen werden durch die Staatlichen Schuldmter begleitet und
moderiert, die Mittel hierfur vom Land zur Verfigung gestellt.

Kooperation im Landkreis Reutlingen

Die Umsetzung der Integrationsleistungen in Schule und Kindertageseinrichtungen
auf Einzelfallebene wird regelmafiig gemeinsam weiterentwickelt. Beteiligt sind
das Staatliche Schulamt Tubingen, das Kreisgesundheitsamt, das Kreisjugendamt
sowie die Sozialamter der Stadt Reutlingen und des Landkreises. Es finden regel-
malRige Arbeitsbesprechungen in unterschiedlicher, der jeweiligen Aufgabe ent-
sprechenden Besetzung statt.

Die Zusammenarbeit hat sich bewahrt. Ein wichtiges Instrumentarium ist die ge-
meinsame Durchflihrung von ,runden Tischen®bei Schilerinnen und Schilern mit
sonderpadagogischem Beratungs- und Unterstitzungsbedarf. Zu beiden Veran-
staltungen wird vom Staatlichen Schulamt eingeladen.

Ein weiterer wichtiger Baustein sind die inzwischen regelmalRig stattfindenden In-
formationsveranstaltungen fir Eltern. Sie finden friihzeitig vor Beginn des neuen
Schuljahres statt. Die Eltern von Kindern mit individuellem Foérderbedarf werden
gezielt eingeladen und es werden Informationen Uber den mdglichen Bildungsweg,
die Ansprechpartner sowie zum Verfahren gegeben.

Kostenerstattung des Landes; Musterverfahren im Landkreis Tubingen

Durch das ,Gesetz zum Ausgleich kommunaler Aufwendungen fiir die schulische
Inklusion, zur Anderung des Gesetzes (iber den kommunalen Finanzausgleich und
uber die Forderung von Investitionen im Bereich der Kindertagesbetreuung® vom
15. Juli 2015 hat das Land seine Kostenverpflichtung ab dem Schuljahr 2015/2016
anerkannt. Die Ertrage sind allerdings nicht kostendeckend. Sie unterliegen der
Revision und sollen an die tatsachliche Entwicklung der Aufwendungen angepasst
werden. Fur das Jahr 2015 (Stichtagserhebung zum 21.10.2015) bedeutet dies,
dass einem Gesamtaufwand bei den Integrationsleistungen fur den Landkreis von
rund 2,33 Mio. EUR eine Erstattung durch das Land in Héhe von 0,72 Mio. EUR
gegenlbersteht. Beim Landkreis verbleibt somit ein ungedeckter Aufwand fur die
schulische Inklusion in Regelschulen in Héhe von 1,6 Mio. EUR.

Offen sind weiterhin magliche Anspriiche aus der Zeit vor dem Schuljahr
2015/2016. Fur diese Anspriiche wurde jeweils im Einzelfall Kostenerstattung gel-
tend gemacht. Das Land hat inzwischen den Verzicht auf die Einrede der Verjah-
rung bis zum 31.12.2017 verlangert. Fristwahrende Klagen missen deshalb wei-
terhin nicht erhoben werden.

Der Landkreis Tubingen fihrt in diesem Zusammenhang ein Musterstreitverfahren
durch. Am 06.12.2016 wurde der Fall beim Bundessozialgericht in Kassel verhan-
delt. Eine schriftliche Ausfertigung des Urteils liegt noch nicht vor. Das Bundesso-
zialgericht hat wiederum grundsatzlich festgestellt, dass die Aufwendungen fur ei-
ne Schulbegleitung vom Sozialhilfetrager GUbernommen werden missen, wenn sei-
ne Aufgaben nicht den Kern der padagogischen Arbeit der Schule berthren. Ob
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dies im konkreten Fall zutrifft, wurde nicht entschieden. Der Fall wurde zurlick an
das Landessozialgericht Baden-W Urttemberg verwiesen, weil noch Feststellungen
zum Umfang der Hilfestellungen und der Vergutung der Schulbegleiter zu treffen
sind.

Bundesteilhabegesetz

Uber das geplante Bundesteilhabegesetz (BTHG) wurde mehrfach und ausfiihrlich be-
richtet. Wesentliche Bedenken der Leistungstrager bestanden vor allem in der vorgese-
henen deutlichen Leistungsverbesserungen, der weiteren Aushdhlung des Nachrang-
prinzips und der mit der Gesetzesanderung verbundenen Fallzahlen- und Kostensteige-
rungen fir den Sozialhilfetrager. Beispielhaft sind folgende Punkte genannt:

4.1

4.2

4.3

Behinderungsbegriff und berechtigter Personenkreis

Das bisherige Merkmal der ,Wesentlichkeit* einer Behinderung sollte durch das
Merkmal einer Einschrankung der ,Fahigkeiten zur Teilhabe an der Gesellschaft in
erheblichem Mal3e“ ersetzt werden. Demnach wirde bereits eine erhebliche Teil-
habe-Einschrankung vorliegen, wenn die Ausfiihrung von Aktivitaten in mindestens
5 Lebensbereichen (z. B. Lernen- und Wissensanwendung, Kommunikation, Mobi-
litdt, Selbstversorgung, hausliches Leben) nicht ohne personelle oder technische
Unterstitzung maglich ist oder in mindestens 3 Lebensbereichen auch mit perso-
neller oder technischer Unterstitzung nicht moglich ist. Dies hatte zu einem vollig
neuen Bedarfsermittlungsverfahren und Anderungen in der Hilfeplanung gefihrt,
deren Grundlagen noch nicht geschaffen sind.

Gesundheitliche Beeintrachtigungen waren - anders als bisher - nicht mehr Vo-
raussetzung fur die Leistungsberechtigung. Nach Einschatzung des KVJS hatte
diese zu einer deutlichen Ausweitung des anspruchsberechtigten Personenkreises
und damit zu Mehrkosten gefihrt.

Verhaltnis Eingliederungshilfe/Hilfe zur Pflege

An der Nahtstelle Eingliederungshilfe und Hilfe zur Pflege war im Gesetzentwurf
eine Ausweitung der seit Jahren bestehenden finanziellen und rechtlichen Un-
gleichbehandlung von Menschen mit Behinderung und gleichzeitigem Pflegebedarf
gegenuber Menschen, die nicht behindert sind, bei den Pflegekassenleistungen
auf den ambulanten Pflegebereich geplant.

Bisher erhalten Menschen mit Behinderungen in stationdren Einrichtungen ledig-
lich deutlich reduzierte Pflegeversicherungsleistungen in Héhe von pauschal
266,00 EUR unabhangig von der Intensitat der Pflegebedurftigkeit. Dadurch haben
die Sozialhilfetrager bereits entsprechende Mehraufwendungen im stationaren
Leistungskontext. Eine Ausweitung auf ambulant betreute Wohnformen wirde zu-
satzlich tber 3.000 Leistungsempfanger im Land mitambulanten Pflegeleistungen
betreffen.

Anrechnung von Einkommen und Vermogen

Durch die Erhéhung der Einkommens- und Vermoégensfreigrenzen fur die Leis-
tungs-berechtigten selbst werden kinftig nur noch in wenigen Einzelfallen Kosten-
beteiligungen maoglich sein. Dies steht dem malfgeblichen Ziel der Begrenzung der
Ausgabendynamik in der Eingliederungshilfe entgegen. Beispielhaft wird auf die
Anhebung der Vermdgensfreigrenze von bisher 2.600,00 EUR auf zunachst
25.000,00 EUR und ab 2020 auf 50.000,00 EUR Bezug genommen. Eine weitere
Dynamisierung der Freibetrage ist vorgesehen.
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Das BTHG ist Anfang Dezember 2016 von Bundestag und Bundesrat mit insgesamt 68
Anderungsvorschlagen zum Kabinettsentwurf beschlossen worden. In einem ersten
Schritt treten ab 01.01.2017 fur die Leistungsempfanger die Verbesserungen durch eine
Erhdhung der Freibetrage fur den Einkommenseinsatz und die Erhéhung des Freibe-
trags fur den Vermogenseinsatz von 2.600,00 EUR auf 25.000,00 EUR in Kraft.

Der Kritik der Leistungstrager wurde in einzelnen Punkten Rechnung getragen. So bleibt
z. B. vorerst bis zum Jahr 2022 die bisherige Definition des SGB XIl, wann eine Person
als behindert im Sinne der Eingliederungshilfe gilt und damit leistungsberechtigt ist, auch
im BTHG, bestehen. Voraussetzung ist wie bisher das Vorliegen einer wesentlichen Be-
hinderung, die den Menschen wesentlich an seiner Teilhabe am gesellschaftlichen Le-
ben einschrankt. Aufgrund der beschlossenen Leistungsverbesserungen im BTHG sol-
len zunachst die Fallzahlen- und Kostenentwicklungen der nachsten Jahre beobachtet
werden, bevor der Behindertenbegriff neu definiert wird.

Generell bleibt es aber dabei, dass das Gesetz die aus kommunaler Sicht wichtige Auf-
gabe einer Kostenbegrenzung nicht ausreichend umsetzt. Weitere Leistungsausweitun-
gen werden im Zusammenhang der nunmehr beschlossenen Ausweitung des Wunsch-
und Wahlrechts befiirchtet. Demnach ist eine vom Leistungsempfanger gewtinschte
Wohnform unter bestimmten Voraussetzungen zu bewilligen, unabhangig davon, welche
Kosten in dieser Wohnform entstehen.

Die wesentlichen Anderungen betreffen folgende Punkte:

- Die Beschrankung der Leistungen der Pflegekassen in stationaren Einrichtungen
in Hohe von 266,00 EUR und damit die Benachteiligung von pflegebedurftigen
Menschen mit Behinderung bleibt nach wie vor bestehen. Abgewendet wurde die
Ausweitung dieser Benachteiligung auf ambulante Wohnformen.

- Die Leistungstrager haben kinftig die Moglichkeit, auf eine gemeinsame Inan-
spruchnahme von Hilfen (sogenanntes ,Poolen) hinzuwirken. Das betrifft z. B. die
Integrationshelfer zur Begleitung von Kindern mit Behinderung in der Schule. In-
wieweit dies in der Praxis umgesetzt werden kann, bleibt abzuwarten.

- Die Feststellung einer Behinderung und damit die Definition des leistungsberech-
tigten Personenkreises erfolgt bis zum Jahresende 2022 nach dem bisherigen
System. Ab dem Jahr 2023 gilt die neue gesetzliche Definition, die bis dahin mo-
dellhaft erprobt werden soll.



	OStatus
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Sachverhalt

